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Ausnahmerecht im Grenzgebiet 


Im Jahre 1927 hatte der polniſche Staatspräſident eine Verordnung über 
die Staatsgrenzen erlaſſen, durch die für die Grenzgeblete des polniſchen Staates 
weſentliche Beſchränkungen der perſönlichen und wirtſchaftlichen Rechte der Bevölkerung 
eingeführt wurden. Die Verordnung wurde zweimal, in den Jahren 1928 und 1932, 
ergänzt. Durch Geſetz vom 9. Juli d. J. wurde ſie noch einmal erheblich erweitert 
und beträchtlich verſchärft. Das Geſetz trat am 18. Juli mit feiner Ber- 
öffentlichung im polniſchen Geſetzblatt in Kraft. 

Praktiſch wird mit der Durchführung dieſes Geſetzes über ein beſtimmtes Gebiet längs 
der Grenzen des polniſchen Staates der Ausnahmezuſtand verhängt. In 
dem Geſetz werden neben der Grenzlinie, d. h. der Linie, die das polnifche Staats⸗ 
gebiet vom Gebiet der anderen Staaken trennt, und dem Grenzwegſtreifen, der 
eine Fläche von höchſtens 15 Meter Breite umfaßt, eine Grenzzone und ein Grenz— 
ſtreifen unterſchieden. Die Grenzzone iſt im allgemeinen 2 Kilometer breit, 
in Fällen, wo die Eigenheiten des Bodens und die Geſtaltung der Grenze es erfordern, 
kann ſie jedoch bis auf 6 Kilometer ausgedehnt werden. Dagegen umfaßt der Grenz⸗ 
ſtreifen das ganze Gebiet der an der Staatsgrenzeliegenden Kreiſe, 
einſchließlich der dort gelegenen Kreisſtädte, und diejenigen Teile der benach⸗ 
barten Kreiſe, die weniger als 30 Kilometer von der Grenze ent⸗ 
fernt find. Darüber hinaus aber kann der Innenminiſter das Gebiet des Grenz⸗ 
ſtreifens auch über die 30⸗Kilometer⸗Entfernung hinaus erweitern, wenn er das „aus 
Gründen der Sicherheit und des Schutzes der Grenzen“ für erforderlich hält. Legt man 
einen 30⸗Kilometer⸗Streifen zugrunde, ſo bedeutet das, daß mit Ausnahme eines kleinen 
Stückes die Wojewodſchaft Schleſien ganz, von der Wojewodſchaft Pommerellen etwa 
vier Fünftel und von der Wojewodſchaft Poſen nahezu zwei Fünftel zum Grenzſtreifen 
gehören. Und das bedeutet, daß das Deutſchtum in Oſtoberſchleſien und in Oſtſchleſien 
nahezu reſtlos, in Pommerellen zu etwa drei Viertel und im Poſenſchen etwa zur Hälfte 
den beſchränkenden Beſtimmungen unterliegt, die auf Grund des Geſetzes von den zu⸗ 
ſtändigen Miniſterien oder den Wojewoden oder den Staroſten in dem Grenzſtreifen 
angewandt werden können. 

Für den Grenzſtreifen gelten folgende Beſtimmungen: Die Kreis behörde 
kann den Perſonen, die wegen „ſtaatsfeindlicher Tätigkeit“, Schmuggels oder unerlaubten 
Grenzübertritts beſtraft worden ſind, das Wohnen und den Aufenthalt im 
Grenzſtreifen für die Dauer von ein bis drei Jahren, und den Perſonen, die wegen 
Vergehens gegen die Sicherheit des Staates verurteilt worden ſind, bis zu zehn Jahren 
verbieten. Solche Perſonen können alſo von einer unteren Verwaltungsbehörde 
zwangsweiſe ausgeſiedelt werden, und zwar ohne daß ihnen eine Berufungsmöglichkeit 
zuſteht. Beſonderen Beſchränkungen unterliegen die Ausländer, die auslän⸗ 
diſchen juriſtiſchen Perſonen und diejenigen inländiſchen juriſtiſchen Perſonen, 
in deren Vorſtand oder fonftigen Verwaltungs- und Kontrollorganen fih Ausländer 
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befinden oder deren Anteile oder Aktien z. T. im Befiße von Ausländern find. 
Dieſe Perſonen dürfen im Grenzſtreifen nur mit beſonderer Genehmigung des Innen⸗ 
miniſters (und des Kriegsminiſters) Grundſtücke erwerben und unbeweg⸗ 
liches Vermögen behalten, das ſie geerbt haben, ohne geſetzliche Erben zu ſein. 
Wird eine ſolche Genehmigung nicht erteilt, ſo haben die betreffenden Perſonen die in 
Frage ſtehenden Grundſtücke innerhalb Jahresfriſt zu verkaufen. Die Grundſtücke dürfen 
zu ihren Gunſten nicht mit Geldverpflichtungen belaſtet werden, ſofern hierfür keine beſondere 
Genehmigung vorliegt. Der Wojewode kann den genannten natürlichen und juriſtiſchen 
Perſonen den Beſitz, die Pacht, die Nutznießung und Verwaltung 
von Immobilien, die Ausübung von Handel und Gewerbe und 
die Leitung und Ausübung von Arbeiten und Unternehmungen 
verbieten, „wenn dieſe Tätigkeit vom Geſichtspunkt des Staatsintereſſes, beſonders 
hinſichtlich der Sicherheit und der öffentlichen Ordnung läſtig erſcheint“. 

Denſelben einſchränkenden Beſtimmungen wie die aus ländiſchen unterliegen im Grenz- 
ſtreifen auchdieinländiſchen nakürlichen und juriſtiſchen Perſonen. 
In dieſer Hinſicht bringt das Geſetz vom 9. Juli d. I. eine weſentliche Ausweiterung und 
Verſchärfung der Verordnung von 1927 und deren Ergänzungen von 1928 und 1932. 
Es kann alſo auch polniſchen Staatsangehörigen und polniſchen juriſtiſchen Perſonen 
die Ausübung von Handel und Gewerbe, der Erwerb und Beſitz, die Pacht, Nutznießung 
und Verwaltung von Immobilien uſw. vom Innenminiſter bezw. vom Wojewoden unter⸗ 
ſagt werden, und zwar ohne daß die Betroffenen das Recht haben, 
wenigſtens eine Begründung des Verbotes zu verlangen. Damit 
aber noch nicht genug: Der Wojewode kann weiter die Beſchäftigung einzelner 
Perſonen in Handels⸗ und Induſtrieunter nehmungen ſowie in 
öffentlichen Einrichtungen verbieten, „wenn dieſes aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit oder des Grenzſchutzes erforderlich ift.” Auch diefe Beſtimmung ift 
durch das Geſetz vom 9. Juli neu eingeführt worden, ebenſo wie folgender Paſſus: 
Der Wojewode kann die Tätigkeit eines jeden Vereins und Bere 
bandes, einer jeden Genoſſenſchaft und deren Filialen im Ge- 
biete des Grenzſtreifens unterbinden oder verbieten, „wenn er 
findet, daß eine ſolche Tätigkeit aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder des Grenz⸗ 
ſchutzes nicht angebracht iſt.“ 

Mit den bisher erwähnten Beſtimmungen iſt der Inhalt des Geſetzes noch nicht 
erſchöpft. Im Artikel 13 wird nämlich beſtimmt, daß der Innenminiſter im Verordnungs⸗ 
wege für eine beſtimmte Zeit die für die Grenzzone vorgeſehenen Be⸗ 
ſchränkungen auch in anderen Gebieten des Grenzſtreifens ein- 
führen kann. Die Grenzzone, die, wie erwähnt, eine im allgemeinen zwei 
Kilometer breite Zone längs der Grenzlinie umfaßt, iſt beſonders ſcharfen Be— 
ſchränkungen unterworfen. Der Innenminiſter kann im Verordnungswege 
für eine Ulebergangszeit den Aufenthalt in der Grenzzone für Perſonen, 
die dort keinen ſtändigen Wohnſitz haben, von der Genehmigung der Verwaltungsbehörden 
abhängig machen. Er kann weiter im Einvernehmen mit den anderen infereffierten 
Miniſtern im Verordnungswege die perſönliche Freiheit der in der Grenzzone wohnenden 
Perſonen in bezug auf den Beſitz von Sprengſtoffen und Waffen, in 
bezug auf die Jagd, den Nachtverkehr, den Beſitz von Photo⸗ 
apparaten uſw. beſchränken. leber die allgemein geltenden Beſtimmungen 
hinaus unterliegen die Errichtung und Benutzung von Waſſerbauten an den Grenz⸗ 
gewäſſern der Benehmigung des zuſtändigen Wojewoden. Ueber die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen hinaus unterliegen der Einwilligung der zuſtändigen Kreisbehörden in der Grenz 
zone die Errichtung von Bauten und das Umbauen alter Baulich⸗ 
keiten. Beſonders ſchwer aber fallen die folgenden verſchärften Beſtimmungen ins 
Gewicht: Der Wojewode oder eine von ihm beauftragte Kreisbehörde kann das 
Wohnen und den Aufenthalt im Gebiet der Grenzzone „gewiſſen 
Perſonen“ für eine befriſtete Zeit oder für dauernd verbieten, 
„wenn dieſes aus Gründen der Sicherheit und des Schutzes der Grenze erforderlich iſt.“ 
Und weiter: Immobilien, die ſich in der Grenzzone befinden und für Grenzſchutz⸗ 
zwecke gebraucht werden, können zugunſten des Staates nach den gültigen 
Liquidationsbeſtimmungen enteignet werden. 

Es liegt auf der Hand, daß mit Hilfe derartiger Beſtimmungen, deren Handhabung 
völlig in das Ermeſſen zum Teil mittlerer und unterer Verwaltungsbehörden geſtellt iſt, 
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das gefamte wirtſchaftliche, kulturelle und ſoziale Leben der 
Deukſchen im Grenzſtreifen, alfo vor allem in Oſtoberſchleſien und Pomme- 
rellen, zum Erliegen gebracht werden kann. In dem Geſetz ift nirgends 
geſagt, was unter „Gefährdung der öffentlichen Sicherheit“, unter „Intereſſe des Grenz⸗ 
ſchutzes“, unter „ſtaatsfeindlicher Tätigkeit“ uſw. zu verſtehen iſt. Man weiß, wie nicht 
nur von den berufsmäßigen Hetzern, fondern auch von polniſchen Verwaltungsſtellen und 
Gerichten die niemals eindeutig umſchriebenen Begriffe der „politiſchen Unzuverläſſigkeit“ 
und der „Illoyalität“ je nach Bedarf ausgelegt werden, wenn es ſich darum handelt, 
deutſche Menſchen um ihren Beſitz und ihre Arbeitsſtelle zu bringen. Man weiß, wie der 
Neid gewiſſe polniſche Kreiſe dazu verführt hat, gegen die erfolgreich wirtſchaftenden 
deutſchen Genoſſenſchaften zu hetzen, wie die Angſt der von Minderwertigkeitskomplexen 
Geplagten in jedem Verſuch einer Aktivierung der volksdeutſchen Kräfte eine Gefährdung 
der polniſchen Sicherheit ſieht. Und man wird die Beſorgnis verſtehen, mit der von der 
Bevölkerung der betroffenen Gebiete die durch das Geſetz vom 9. Juli nur noch 
erhöhte Rechtsunſicherheit in Polen beobachtet wird. Man kann es jeden⸗ 
falls nicht als einen das Gefühl der Rechtsſicherheit erhöhenden Zuſtand bezeichnen, wenn 
ohne die Möglichkeit eines Einſpruchs Perſonen aus ihrem Wohnort 
verbannt, von ihrer Arbeitsſtelle vertrieben, von ihrem Beſitz entfernt, aus ihrem Beruf 
verdrängt, in der Verfügung über ihr Vermögen und in der Nutzung ihres Beſitzes be⸗ 
ſchränkt, vom Erwerb von Grundſtücken ausgeſchloſſen werden können uff., weil es nach 
dem Urteil diefer oder jener Faktoren im Intereſſe der „öffentlichen Sicherheit“ liegt oder 
weil fie bei dieſer oder jener Stelle als „unzuverläſſig“ gelten. Das Geſetz ſtellt, 
wenn es formell natürlich auch ohne Unterſchied der Volkszugehörigkeit gilt, mehrere 
hunderttauſend Deutſcheinden Weſtgebieten Polens unter Aus- 
nahmerecht. Es hält ihre Perſon, ihren Beſitz und ihr Organiſationsweſen unter der 
ſtändigen Drohung ſchwerſter Beſchränkungen. Das iſt ein Zuſtand, der vielleicht für 
gewiſſe endekiſch verſeuchte Kreiſe eine Genugtuung iſt, der aber nach menſchlichem 
Ermeſſen zu einer Hebung des Vertrauens in die Gerechtigkeit, alſo jenes moraliſchen 
Faktors nicht dienlich ſein kann, auf dem in erſter Linie Kraft und Geſundheit eines 
Staates beruhen. 


Die Urbeitsbeſchaffung in Polen 


Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in Polen zeigt in den letzten 
Jahren ein überaus ſtarkes Anſteigen der Arbeitsloſigkeit. Die ſtaatlich regiſtrierte Jahl 
der Arbeitsloſen zeigt insbeſondere nach den günſtigen Konjunkturjahren 1928 und 1929 
einen unaufhaltſamen Anſtieg; vor allem aber in den letzten Jahren (1934/35) zeigt ſich 
eine außerordentliche Zuname der Arbeitsloſen, die ſich auch noch in der erſten Hälfte des 
laufenden Jahres 4936 fortſetzt. Es betrug die ſtaatlichregiſtrierte Arbeits— 
loſenzahl im Monatsdurchſchnitt: 


1921. 3 600 1930 226 700 
1922 459 000 1934 299 500 
1923 . . 55300 1932 258 100 
1924. 124 200 1933 249 700 
1925 . . 187600 1934 342 200 
1926 . 246 400 1935 381.900 
4927 . 163 900 Februar 1936 488 600 
41928 . . 125 500 April 1936 407 700 
1929 129 500 


Dieſe Ziffern reden an ſich fchen eine beredte Sprache. Man muß fih aber vergegen⸗ 
wärtigen, daß dieſe Zahlen äußerſt problematiſch find, da die polniſche amtliche 
Statiſtik überhaupt keine Zahlen in den Dörfern aufweiſt und 
auch die Arbeitsloſen unter den Induſtrie arbeitern von der 
Statiſtik febr unvollkommen erfaßt find. Nach Ablauf der geſetzlich 
vorgeſehenen Unterſtützungsfriſt fallen die Arbeitsloſen der freien Wohlfahrtspflege zur 
Laſt und werden ſtatiſtiſch nicht mehr erfaßt. 

Die Schätzungen über die wirkliche Höhe der Arbeitsloſenzahl in 
Polen ſind naturgemäß, da ein amtlicher Zählungsapparat nicht zur Verfügung ſteht, 


235 


nur bon problematifchem Werk. Der ehemalige Marſchall Rataj veranſchlagt 1932 
die Zahl der nicht industriellen Arbeitsloſen in Polen auf 4 Millionen, die Zahl der in der 
amtlichen Statiſtik nicht erfaßten Induſtriearbeiter auf etwa 200 000. Andere noch 
weiter gehende Berechnungen ſchätzen, daß nur ein Sechſtel der arbeitsloſen Induſtrie⸗ 
arbeiter eine Arbeitsloſenunterſtützung beziehen („Robotnik“ vom 17. 20. 34). Zahlen⸗ 
mäßig wird das Bild der wirklichen Arbeitsloſigkeit in Polen gar nicht erfaßbar ſein, 
jumal die Anzahl der arbeitslofen Qandarbeiter und folcher Perfonen, die nur durch 
elegenbeitsarbeit fih ihr Brot verdienen, durch Feine Zählung zu ermitteln find. Man 
wird fich mit der Feſtſtellung begnügen müſſen, daß die amtlichen Zahlen über die Arbeits- 
loſen nur die Entwicklungskendenz auf dem Arbeiksmarkte andeuten und daß die tatſäch⸗ 
liche Arbeitsloſigkeit ein Vielfaches der amtlich regiſtrierten Arbeitsloſenzahl beträgt. 
Wenn man die amtliche Zahl der Arbeitsloſen mit der Geſamtzahl der befchäftigten 
Induſtriearbeiter vergleicht, fo ergibt fih, daß zu Jahresbeginn 1936 auf 602 400 
insgeſamt in den Betrieben mit über 20 Arbeitern beſchäftigten 
Induſtriearbeiter 381900 regiſtrierte Arbeitsloſe entfallen, alfo faft 
zwei Fünftel der Geſamtzahl der polniſchen Induſtriearbeiter ohne Beſchäftigung waren. 
Die Unzulänglichkeit der Arbeitsloſenſtatiſtik aber läßt darauf ſchließen, daß, wenn man 
ſich auch nur mit dem Arbeitsmarkte der Induſtriearbeiter beſchäftigt, ein noch 
weſentlich größerer Teil der geſamten Induſtriearbeiterſchaft 
als arbeitslos anzuſprechem ift, und daß nach vorſichtiger Schätzung über 
die Hälfte aller polniſchen Induſtriearbeiter gegenwärtig nicht in Lohn und Brot ſteht. 
Daß es fih hier um eines der ernſteſten Probleme Polens handelt, das 
nicht nur wirtſchaftlich, ſondern auch politiſch bedeutſam ift, wird durch die Arbeits- 
loſendemonſtrationen bewieſen, die ſchon im vergangenen Jahre allenthalben 
in Polen aufgeflackert ſind und gerade in der erſten Hälfte dieſes Jahres zu Unruhen 
geführt haben, an denen kommuniſtiſche Agenten zweifellos nicht unbeteiligt waren. Die 
gegenwärtige Regierung des Generals Slawoj⸗Skladkowſki hat keinen Zweifel darüber 
gelaſſen, daß ſie mit aller Energie gegen dieſe kommuniſtiſchen Umtriebe Front machen 
will und ebenſo energiſch das Aufflackern von Streikwellen und Demonſtrationen zu ver⸗ 
hindern gedenkt. Der polniſchen Regierung iſt aber gleichzeitig klar geworden, daß mit 
dieſen notwendigen nachdrücklichen Verwaltungsmaßnahmen allein das Problem der 
Arbeitsloſigkeit in ſeiner wirtſchaftlichen und politiſchen Zuſpitzung nicht gelöſt werden 
kann, daß vielmehr umfangreiche Pläne wirtſchaftspolitiſcher Art für die Verminderung 
oder Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit ins Werk geſetzt werden müſſen. 
Die Frage, auf welche Urſachen die außerordentliche Vermehrung der Arbeitsloſigkeit 
in Polen während der letzten Jahre zurückzuführen iſt, iſt um ſo berechtigter, als ſich 
weifellos in den letzten 1 bis 1% Jahren auf allen Gebieten der Wirtſchaft, beſonders der 
Induſtrie, eine gewiſſe, wenn auch ſehr vorſichtig zu bewertende Konjunkturverbeſſerung 
feſtſtellen läßt, die darauf hindeutet, daß im ganzen genommen in Polen der Tief: 
punkt der Konjunkturentwicklung überwunden iſt. Auf die einzelnen 
Gründe, die zur Vermehrung der Arbeitsloſigkeit in Polen führten, kann hier nur ſtich⸗ 
wortartig eingegangen werden. Zunächſt ift es die ſtarke Bevölkerungs⸗ 
vermehrung, die um fo mehr Arbeiter freiſetzt, als die agrariſche Uebervölkerung 
eine Unterbringung dieſer Menſchenmengen in der Landwirtſchaft in zunehmendem Maße 
erſchwert. Die landwirtſchaftliche Arbeitsloſigkeit wird überdies durch die fortgeſetzte 
Agrarkriſe verſchärft, die ein Sinken des landwirtſchaftlichen Preisniveaus in ganz 
außerordentlichem Maße zur Folge hat und infolgedeſſen zu einer Einſchränkung der 
landwirtſchaftlichen Produktion führt. Auf dem Gebiete der induſtriellen Produktion wirkt 
ſich in den letzten Jahren das Feſthalten Polens an der Deflation im 
Sinne einer Produktionsminderung aus, von der nur diejenigen Induſtrien ausgenommen 
ſind, die auf Grund beſonders günſtiger Exportbedingungen eine zeitweilige Steigerung 
ihres Abſatzes herbeiführen können. Die Zunahme der Arbeitsloſigkeit iſt weiter in ſehr 
ſtarkem Maße durch das Fehlen oder die Geringfügigkeit einer öffent⸗ 
lichen Inveſtitionstätigkeit gefördert worden. Der Staat iſt in den letzten 
Jahren daran gegangen, ſeinen Haushalt einzuſchränken, um ihn einigermaßen im Gleich⸗ 
gewicht halten zu können. Die außerordentlich ungünſtige Finanzlage der Kommunen ver⸗ 
hinderte aber auch eine kommunale Inveſtitionstätigkeit, die fih nur in ganz engen 
Grenzen gehalten und zur Entlaſtung des Arbeitsmarktes nicht hat beitragen können. 
Schließlich hat auch die Steuerpolitik negativ auf die Lage des Arbeitsmarktes 
eingewirkt. Vor allem hat die hohe Induſtrie⸗Patent⸗Steuer einer vermehrten Beſchäfti⸗ 


236 


ung bon Arbeitern entgegengewirkt; dieſe Steuer, die jährlich durch Auskauf eines 
Patentes von jedem Induſtrie- und Handelsunternehmen in Polen zu entrichten ift, ſieht 
eine hohe Belaſtung der größeren, mit zahlreichen Arbeitskräften belegten Betrieben vor 
und führt daher in vielen Fällen zu einer Beſchränkung der Arbeiterzahl und einer Be⸗ 
triebsverringerung aus ſteuerlichen Gründen. 

Obgleich die Lage des Arbeitsmarktes und die Gründe ſeiner ungünſtigen Entwicklung 
den polniſchen Wirtſchaftspolitikern ſchon feit langem bekannt find, ift es bisher nicht 
gelungen, durchgreifende Abhilfs maßnahmen einzuleiten. Eine Reihe von Bor- 
ſtößen ſind zwar in dieſer Richtung gemacht worden, aber einen nennenswerten Erfolg 
haben fie nicht gebracht. Bereits im Herbſt 1931 wurde beim Miniſterrat ein Haupt: 
komitee zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit gebildet, das aber nur 
bis zum Sommer 1932 amtierte, ohne (über die Wohlfahrtsbetreuung hinaus) greifbare 
Beſchlüſſe zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit getroffen zu haben. In den folgenden 
Jahren verſuchte man durch Erweiterung der Kurzarbeit und Senkung 
des Lohnnive aus neue Arbeitskräfte in den Produktionsprozeß einzuſchalten. Gleich: 
zeitig ſchuf man den Arbeitsloſenfond, eine Perſönlichkeit des öffentlichen Rechts, 
die die einheitliche Unterſtützung der Arbeitsloſen in die Hand nehmen ſollte. November 
1934 wurde dieſer Arbeitsloſenfonds mit dem ſogenannten Arbeitsfond (Fundusz 
Pracy) vereinigt, um die Geſamtbetreuung der Arbeitsloſen und der öffentlichen Inveſti⸗ 
kionstätigkeit zu erzielen. Uleberhaupt trat in den letzten Jahren (nicht zuletzt unter 
Einfluß des deutſchen Beifpiels) der Gedanke einer Ankurbelung des Arbeits⸗ 
marktes durch öffentliche Inveſtitionen immer ſtärker hervor. Ihren 
Niederſchlag haben diefe Anſichten aber erft im Sommer d. J. im Bier-Jahres- 
Plan des Finanzminiſters Kwiatkowſki gefunden. 

Aus einer Erklärung, die Kwiatkowſki am 10. Juni 1936 im Sejm abgab, wurde 
deutlich, daß die polniſche Regierung zum erſten Mal beabſichtigt, eine Planung der 
öffentlichen Inveſtitionstätigkeit auf weite Sicht vorzunehmen. Dieſe Verſtärkung der 
öffentlichen Inveſtitionen haben ein doppeltes Ziel: Einmal ſtehen ſie im Zuſammenhang 
mit den Bedürfniſſen der Landesverteidigung und entſprechen damit dem Grundcharakter 
der vom Oberbefehlshaber der Armee berufenen autoritären Regierung. Auf der anderen 
Seite follen diefe Inveſtitionen als umfaſſende Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen dienen. 
Der Geſamtaufwand wird nach dem Programm der Regierung 1 800 Millionen Zloty 
betragen, wobei für das am 1. Juli d. J. beginnende Planungsjahr Ausgaben in Höhe 
von 340 Millionen Zloty vorgeſehen ſind, die, Jahr um Jahr ſich erhöhend, im letzten 
Planungsjahr 590 Millionen Zloty erreichen ſollen. Der ſchwierigſte Punkt iſt zweifellos 
die Finanzierung des Arbeitsbeſchaffungsprogramms, die eine Reihe noch ungeklärter 
Poſitionen aufweiſt. Die Finanzinſtitute des ſogenannten „ſteifen Marktes“ (por allem 
die Verſicherungsanſtalten) ſollen insgefamt 5 bis 600 Millionen Zloty, der ſtaatliche 
Arbeitsfonds 100 bis 250 Millionen Zloty aufbringen, die großen ſtaatlichen Unter: 
nehmungen (wie Eiſenbahn und Poſt) 400 Millionen Zloty. Außerdem iſt beabſichtigt 
worden, weitere 400 Millionen Zloty durch den Kreditapparat des Staates zu realiſieren 
und 2 bis 300 Millionen Zloty durch eine innere Anleihe zu erreichen. Die Auswirkungen 
des Planes auf die Arbeitsloſigkeit werden polniſcherſeits ſehr günſtig beurteilt und bereits 
im zweiten Planungsjahr ſollen etwa 200 000 Arbeiter erneuk in den Produktionsprozeß 
eingeſchaltet werden. 

etrachtet man den polniſchen Arbeitsbeſchaffungsplan kritiſch, fo wird man allerdings 
zugeben müſſen, daß es ſich beider Finanzierung der Arbeitsbeſchaffung 
in vielen Fällen nur umeine Transferierung der Mittel handelt, 
d. h. um eine finanzielle Zuſammenfaſſung der die Arbeits- 
beſchaffung bisher {hon unterſtützenden Mittel aus den eins 
zelnen Fonds der verſchiedenen Miniſterien, der großen Banken 
uſ w. in einem Generalplan. Was die vorgeſehene Neuſchaffung von Mitteln 
anlangt, fo ift jedenfalls noch keineswegs ficher, daß die Boranſchläge der tatſächlichen 
Realiſierung entſprechend werden. Mag auch im einzelnen allerdings der Arbeits⸗ 
beſchaffungsplan problematiſch erſcheinen — die planmäßige Zuſammen⸗ 
faffung der Mittel für die Arbeitsbeſchaffung iſt zweifellos 
ein Erfolg. Die ganze Aktion verdeutlicht den Willen der polniſchen Regierung, durch 
Vorwegnahme künftiger Sparkapitalien und durch ſtarke Mobili⸗ 
fierung des Kreditapparates den gegenwärtigen Zuſtand hoffnungslofer 
Stagnation auf dem Arbeitsmarkt zu überwinden. 
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Bei der Beſprechung des Vier⸗Jahres⸗Planes Kwiatkowſkis in der polniſchen Preſſe 
hat die kritiſche Prüfung der Realiſierbarkeit des Planes merkwürdigerweiſe nur eine 
untergeordnete Rolle geſpielt. Dagegen iſt eine längere Diskuſſion darüber entſtanden, 
ob durch eine zentral geleitete Arbeitsbeſchaffung nicht der Einfluß des Staates in der 
Geſamtſphäre der Wirtſchaft übermäßig geſteigert würde, d. h. ob nicht im Geſamtſektor 
der Wirtſchaft das Verhältnis zwiſchen ſtaatlicher und privater Wirtſchaft zu Ungunften 
der Privatinitiative verſchoben würde. Dieſe Frage des Etatis mus ſpielt ſchon feit 
Jahren in der öffentlichen Wirtſchaftsdiskuſſion Polens eine hervorragende Rolle, und 
zwar deshalb, weil in Polen wie in wenigen andern Ländern der Staat nicht nur als 
Geſetzgeber und oberſter Lenker der Wirtſchaft auftritt, ſondern in verſchiedenen Zweigen 
der Induſtrie als ſelbſtwirtſchaftender Faktor der Entwicklung der Privat- 
initiative entgegenwirkt. Andererſeits läßt ſich keineswegs verkennen, daß in einem kapital⸗ 
armen Land wie Polen in vielen Fällen nur der Staat in der Lage ift, wirtſchaftliche Auf: 
gaben zu übernehmen, und daß der Staat, um Zuſammenbrüche zu vermeiden, häufig 
genug Beteiligungen an Privatunternehmungen hat erwerben müſſen, die er lieber nicht im 
ſtaatlichen Beſitz geſehen hätte. Auf jeden Fall wird ſich ſagen laſſen, daß die 
Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen des Kwiatkowſkiſchen Planes 
eine ſtarke Stützung des ſtaatlichen Sektors innerhalb der Wirt⸗ 
ſchaft bedeuten, daß aber andererſeits nur der Staat in der Lage ſein kann, gewiſſe 
Aufgaben wirtſchaftlicher und politiſcher Planung zu übernehmen und durchzuführen. Es 
wird mithin eine Frage wirtſchaftspolitiſcher Praxis ſein, inwieweit die Beſchaffung der 
Mittel zu Arbeitsbeſchaffungszwecken zu einer Lähmung der Privatinitiative führt. 

Betrachten wir die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen im einzelnen, ſo liegt zur Zeit noch 
keine detaillierte planmäßige Aufgliederung der Mittel vor; aber es läßt ſich aus einer 
Reihe von Einzelangaben der Preſſe erſehen, welche öffentlichen Arbeiten vor 
allem gefördert werden follen. In erſter Linie ift an die Verbeſſerung der Ber: 
kehrseinrichtung Polens gedacht. Der Ausbau des Wegweſens iff die Voraus: 
ſetzung einer Motoriſierung Polens, die bisher nur in dürftigen Anſätzen ſtecken geblieben 
iſt; er hat neben der wirtſchaftlichen zweifellos auch eine militäriſche Bedeutung. Für das 
laufende Etatsjahr 1936/37 find die vorläufig zur Verfügung geſtellten Mittel für dieſe 
Zwecke allerdings gering. Außerhalb des Haushaltsplanes ſollen 35,3 Millionen Zloty, 
auf dem Kreditwege 18 Millionen Zloty für Wegbauzwecke bereitgeſtellt werden. Hier⸗ 
von find 9 Millionen Zloty bereits im Vorjahr auf Rechnung des Etatsjahres 1936/37 
mehr verausgabt worden, ſo daß der planmäßig zur Verfügung ſtehende Betrag nur 
26,3 Millionen Zloty beträgt, zu dem noch 18 Millionen Zloty dazukommen, die auf dem 
Kreditwege zu realifieren wären, was allerdings die polniſche Wirtſchaftspreſſe ſelbſt 
(„Polska Gospodarcza“ Nr. 15) als zweifelhaft bezeichnet. Das vorläufige Wegebau⸗ 
programm des laufenden Jahres ſieht vor, daß von dieſen Mitteln 20% für Erhal⸗ 
fung der vorhandenenſtaatlichen Straßen ausgeworfen werden müſſen, 
ein weiteres Fünftel dazu verwandt werden ſoll, 120 Kilometer Straßen mit einer 
neuen Oberdecke zu verſehen und der Reſt dazu verausgabt werden ſoll, neue 
Straßen in Länge von 80 Kilometern und neue Brücken in Länge von 
3 000 laufenden Metern zu bauen. Die Straßenverbeſſerung foll in der Nähe der Grof- 
ſtädte Warſchau, Lodz und Krakau durchgeführt werden, die Straßenneubauten ſind in 
den öſtlichen Wojewodſchaften vorgeſehen, die wichtigſten Brückenbauten betreffen die 
Weichſelbrücke bei Wlodawek und die Onjeftrbrüde bei Zaleszezyki. Bei den Straßen⸗ 
bauten handelt es ſich vorläufig um ein beſcheidenes Programm; aber es iſt anzunehmen, 
daß diefe Zuſammenfaſſung der Mittel im Vierjahresplan Kwiatkowſkis eine Erweiterung 
des Bauprogramms des Straßennetzes bringen wird, wobei neben den militäriſch wichtigen 
Straßen wohl vorzugsweiſe die Oſtgebiete Polens berückſichtigt werden ſollen. 

Neben dem Straßenbau wird auch dem Eiſenbahnbau größeres Intereſſe 
gewidmet. Auch hier hofft man, eine erhebliche Zahl von Arbeitsloſen beſchäftigen zu 
können. Deshalb iſt die Beſchleunigung der ſchon ſeit mehreren Jahren in Angriff 
genommenen Planlinie Thorn — Sier pe Mlawa— Oſtrolenka in Ausſicht 
genommen, ſowie der Neubau einer Eiſenbahnlinie Oſtoberſchleſien — Kiwerce⸗ 
die die ſüdlichen Teile der Wojewodſchaften Kielce und Lublin durchſchneiden ſoll und 
Oberſchleſien direkt mit Wolhynien verbindet. Ferner beſteht der Plan eines Neubaus 
einer Linie Kielce — Mendrzechow, die eine Südverbindung Warſchaus nach den 
Karpathen darſtellt, und des Baues einer Bahn von Warſchau über Petrikau 
nach Opoczno. Dieſe Baupläne ſtammen von dem erft feit einigen Monaten 
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amtierenden Verkehrsminiſters Oberſt Ulrych, der, wie bekannt, bisher Chef der Ber: 
kehrsabteilung im Kriegsminiſterium war und enge Fühlungnahme zu den leitenden Per- 
ſonen der Landesverteidigung hat. Die etatsmäßig im laufenden Jahr ausgeworfenen 
Mittel find allerdings auch hier beſcheiden: Für den Neu- und Fertigbau von Eiſenbahnen 
ſind nur 16,8 Millionen Zloty veranſchlagt, dazu 5,4 Millionen Zloty für den Bau 
zweiter Gleiſe und 24 Millionen Zloty für den Bau von Bahnhöfen, wovon drei Viertel 
allein auf den immer noch nicht vollendeten Umbau des Warſchauer Bahnhofs entfallen. 


Auch der Ausbau des Waſſerſtraßennetzes ift projektiert. Auf dieſem 
Gebiet iſt im Laufe des letzten Jahrzehnts eine Fülle verſchiedener Vorſchläge gemacht 
worden, die im argen Mißverhältnis zu dem ſtehen, was praktiſch für die polnifchen 
Waſſerſtraßen geleiſtet worden ift. Der neue im Büro der Wafferwege im polnifchen 
Verkehrsminiſterium ausgearbeitete Fünfjahresplan der Waſſerbauarbeiten ſieht vor allem 
den Bau von Staubecken für Hochwaſſerſchutz bei gleichzeitiger 
Nutzbarmachung der Waſſerkräfte vor Vor allem find es die Weichſel⸗ 
nebenflüffe, die ſolche Staubecken erhalten ſollen. Daneben ift an Stelle der früher 
geforderten Regulierung des Geſamtlaufes der Weichſel ein Weichſel⸗Regulierungsplan 
ausgearbeitet, der die Beſeitigung beſonderer Schiffahrtshinderniſſe 
und die Begradigung des Stromlaufes ſowie die Vertiefung der 
Waſſerrinne auf der vernachläſſigten Mittelweichſel zum Gegen: 
ſtand hat. Hand in Hand damit ſoll der ſeit vielen Jahren im Bau befindliche War⸗ 
ſchauer Binnenhafen zu Ende geführt werden; ferner ſollen neue Häfen in 
Plock, Wloclawek und Pulawy erbaut werden. Umfangreiche Mittel ſind 
ferner für den Ausbau der öſtlichen Waſſerwege ausgeworfen worden, für den Königs⸗ 
kanal, den Steinkanal und den Auguſtowkanal. Für den Ausbau der 
weſtlichſten Waſſerſtraßen ſind gleichfalls Mittel im Voranſchlag eingeſetzt, und zwar vor 
allem zur Herſtellung eines Binnenſchiffahrtsweges von der Warthe 
zum Goplo⸗See. Das Fünfjahresprogramm für Waſſerbauten ſieht insgeſamt die 
Verausgabung von 168 Millionen Zloty vor, d. h. jährlich 34 Millionen Zloty. Es iſt 
anzunehmen, daß ein Teil dieſes Programms in das neue Inveſtitionsprogramm Kwiat⸗ 
kowſkis aufgenommen werden wird. - 

Neben diefem Ausbau des Verkehrsnetzes iſt an eine Erweiterung der Elek⸗ 
krifizierungsarbeiten gedacht, die völlig ins Stocken geraten find, ſeitdem vor 
einem halben Jahrzehnt die Verhandlungen zwiſchen der polniſchen Regierung und dem 
Harriman⸗Konzern nicht zum Abſchluß kamen. Dieſe Elektrifizierungsarbeiten ſtehen im 
Zuſammenhang mit der bereits erwähnten Herſtellung von Talſperren. Ihre Durch⸗ 
führung ſoll jedoch von der Beſchaffung ausländiſcher Kredite ab⸗ 
hängig gemacht werden, wobei man glaubt, mit engliſchen Intereſſengruppen, die 
bereits die Elektrifizierung des Warſchauer Nahverkehrs übernommen haben, in Fühlung 
treten zu können. 

Schließlich iſt auch an die Verſtärkung des Wohnungsbaues gedacht, der 
in den letzten Jahren erhebliche Fortſchritte gemacht hat. Der Förderung des Wohnungs⸗ 
bauweſens wandte man fidh bereits 1925 zu, als ein öffentlicher Fonds für Woh- 
nungsbauzwecke geſchaffen wurde. Bis 1932 geſchah allerdings auf dem Gebiete 
des Wohnungsbaues nichts Durchgreifendes, abgeſehen von einigen, vom Staat durch⸗ 
gefübrten Siedlungsbauten für Staatsangeſtellte. Träger des Wohnungsbaues war die 
Zandeswirtſchaftsbank, die feit 1932 auch den Bau kleinerer Wohnungen unterſtützte und 
die Mittel für dieſe Zwecke in den nächſten Jahren erheblich erhöhte. Im Jahre 1936 
ſind 15 Millionen Zloty für Förderung des Baumarktes aus Mitteln des ſtaatlichen 
Baufonds zur Verfügung geſtellt worden. In dieſem Jahr hat man zum erſten Mal 
auch die Förderung des Kleinwohnungsbaues auf dem Lande, der 
bisher völlig vernachläffige wurde, in Ausſicht genommen. Vor allem konzentriert fich 
der Wohnungsbau jedoch auf die größeren Städte, wo eine überaus ſtarke Nachfrage 
nach Wohnungen beſteht. Im erſten Viertel des Jahres 1936 ſind in polniſchen Städten 
mit über 20 000 Einwohner insgeſamt 782 Gebäude mit einem umbauten Raum von 
834 000 qm fertiggeſtellt worden, gegen nur 464 000 qm im entſprechenden Zeitraum des 
Vorjahres. Dieſe Angaben zeigen, daß das Intereſſe für Wohnungsbau in Polen ſehr 
geſtiegen iſt und daß der Staat in den letzten Jahren Verſuche zur Belebung des Woh⸗ 
nungsbaues gemacht hat. Es iſt nicht daran zu zweifeln, daß im Rahmen des Kwiat⸗ 
kowſki⸗Planes gerade auch das Wohnungsbauweſen noch weſentlich ſtärker gefördert 
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werden wird als bisher, wo die Finanzierung vom Staat über den Umweg der Landes: 
wirtſchaftsbank erfolgte. 

Faßt man alles zuſammen, ſo wird man eine Fülle von Aufgaben für die öffentliche 
Inveſtitionstätigkeit in Polen feſtſtellen können, Verbeſſerungen der Verkehrswege, und 
zwar der Landſtraßen, der Eiſenbahnen, der Binnenwaſſerwege, Ausbau des Elektrifizie⸗ 
rungsnetzes, Förderung des Wohnungsbaues uſw., um nur die wichtigſten zu nennen. 
Daß die Pläne der polniſchen Regierung dahin gehen, die öffentliche Inveſtitionstätigkeit 
in diefe Richtung zu lenken, kann keinem Zweifel unterliegen. Sie find der wichtigſte 
Inhalt des Vierfahresplanes und würden, wenn genügend Mittel zur Finanzierung zur 
Verfügung ſtehen, ſehr ſtark dazu beitragen, die wirtſchaftliche Löſung des Arbeitsloſen⸗ 
problems herbeizuführen. Die Schwierigkeit allerdings bleibt die Finanzierung. 
Denn man muß zugeben, daß durch eine beſſere haushaltstechniſche Umgruppierung der 
Mittel nicht viel erreicht iſt. Es beſteht die Gefahr, daß beim Fehlen von Mitteln nur 
Teilſtücke durchgeführt werden können und daß bereits begonnene Arbeiten wieder ein⸗ 
geſtellt werden müſſen. Gegenwärtig kann jedenfalls noch nicht mit Sicherheit davon 
geſprochen werden, daß die polniſche Regierung die Finanzierungsmöglichkeiten dieſer 
öffentlichen Inveſtitionen voll beſitzt. 


Wettbewerb mit der Oppoſition 


Man kann nicht behaupten, daß es Skladkowſki bisher ſchon gelungen ift, dem 
von ihm repräſentierten Regierungsſyſtem, das nach dem Tode des Marſchalls den 
ſchwerſten Erſchütterungen ausgeſetzt war, bei den oppoſitionellen Parteien den nötigen 
Reſpekt zu verſchaffen. Vielleicht wird das anders, wenn es dem damit beauftragten 
Oberſten Koc endlich gelingt, die ſchon ſeit langem angekündigte neue Organiſation der 
Regierungsanhänger zuſtandezubringen, die als „Nationaler Dienſt“ an die Stelle 
des im Herbſt v. J. aufgelöſten „Unparteilichen Blocks“ treten ſoll, und wenn die Re⸗ 
gierung fih endlich dazu entſchließt, gemäß ihren mehrfachen Ankündigungen die Haupt- 
wortführer der oppoſitionellen Parteien nach Bereza Kar tuſka zu ſchicken. Es ift 
vorerſt jedenfalls wenig wahrſcheinlich, daß ohne derartige handgreifliche Beweiſe der 
Macht die Autorität der Regierung gegenüber der Oppoſition wiederhergeſtellt werden 
kann. Denn von der ideellen Seite her wird die Regierung nicht ſo leicht in der Lage 
fein, ihre innerpolitiſchen Gegner aus dem Felde zu ſchlagen. Sie verfügt über die B a- 
jonette, aber die Gegner können mit den beſſeren Parolen aufwarten. 

Die kommuniſtiſche Gefahr iſt in einer Zeit, in der in Spanien der bolſche⸗ 
wiſtiſche Bürgerkrieg tobt, in der in Frankreich bolſchewiſtenfreundliche Linkskreiſe einen 
maßgebenden Einfluß in der Regierung ausüben, in der die Dimitroffſche Volksfront⸗ 
parole ſich auch in anderen Ländern durchzuſetzen beginnt, natürlich auch für Polen 
ein ſehr akutes Problem, zumal die Streiks und Unruhen im eigenen Lande 
nicht abreißen wollen und ſich eine merkliche Beſſerung der ſozialen Verhältniſſe in Stadt 
und Land auch im günſtigſten Falle nur in mühſamer, jahrelanger Arbeit wird herbei⸗ 
führen laſſen. Die Theſe, mit der ſich die politiſch maßgebenden Kreiſe Polens bisher 
über den Ernſt der Gefahr hinweggetäuſcht haben, daß nämlich die kommuniſtiſche Idee 
dem polniſchen Volkscharakter weſensfremd ſei und daß daher für Polen eine innere 
kommuniſtiſche Gefahr nicht beſtehe, läßt ſich gegenüber der Praxis des mittelbaren An⸗ 
griffs, die von der Komintern in verſchiedenen Ländern und z. T. auch in Polen ſelbſt 
mit ſichtlichem Erfolg angewandt worden iſt, nicht mehr aufrechterhalten. Es hat ſich 
in Polen als notwendig erwieſen, der kommuniſtiſchen Zerſetzungsarbeit auch mit anderen 
Mitteln als denen der ſtaatlichen Gewalt entgegenzutreten. Aus dieſer Einſicht haben 
die Nationaldemokraten ihre praktiſche Nutzanwendung gezogen: Sie haben den Kampf 
egen den Kommunismus auf ihre Fahnen geſchrieben. Sie fühlen ſich als die politiſchen 

ertreter des polniſchen Katholizismus zu dieſem Kampfe beſonders berufen. Aber 
ſie überſehen, daß der Katholizismus in anderen Ländern als weltanſchauliches Gegen⸗ 
gewicht gegen den Kommunismus völlig verſagt hat, daß ſich der Bolſchewismus in 
Spanien vor allem deshalb ſo furchtbar hat ausdehnen können, weil ihm die ſoziale 
Impotenz einer typiſch katholiſchen Herrſchaft nicht frühzeitig genug wirkſame Kräfte 
entgegenzuſetzen vermocht hat. Trotzdem wird es für die Regierung keine leichte Aufgabe 
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fein, ſich gegenüber den nationaldemokratiſchen Kreiſen, die in der Politik mit katholiſchen 
Gedankengängen virtuos umzugehen verſtehen, als ideeller Wettbewerber durchzuſetzen. 

Als die erfolgreichſten Gegner des Regierungslagers ſind in den letzten Monaten die 
oppoſitionellen Bauern in Erſcheinung getreten. Sie haben in rieſigen Anf- 
märſchen ihre Macht demonſtriert und bei der großen Gedenkfeier von Nowoſielce dem 
Generalinſpekteur der Armee ihre politiſchen Forderungen geſtellt. Die Regierung hat 
darauf bisher noch keine Antwort erteilt. Sie hat aber durch ein offenbar beſtelltes 
Manöver die oppoſitionelle Bauernfront auseinanderzuſprengen verſucht: In Warſchau 
ſind kürzlich einige regierungsfreundliche Bauernführer zu einer Tagung zuſammenge⸗ 
treten. Sie haben ſich gegen den oppoſitionellen Kurs der Volkspartei und gegen den 
in der Verbannung lebenden Witos erklärt, ein gemäßigtes wirtſchaftliches und politiſches 
Reformprogramm aufgeſtellt und dem General Rydz⸗Smigly als ihrem politiſchen Führer 
Gefolgſchaft gelobt. Es läßt fih ſchwer fagen, welche Kreiſe der polniſchen Bauern- 
ſchaft tatſächlich hinter dieſen Kundgebern ſtehen, die aus der gemeinſamen Bauernfront 
deſertieren, um an der Macht im Staate teilhaben zu können. Wenn es ihnen wirklich 
gelänge, eine bis in die breiten Kreiſe der Anhängerſchaft hinunterreichende Spaltung 
der bäuerlichen Volkspartei zu erreichen, würde das die innerpolitiſche Stellung der Re⸗ 
gierung ganz beträchtlich erleichtern. Bisher allerdings ſind alle derartigen Verſuche daran 
gefcheitert, daß die Regierung weder mit überzeugenden agrarſozialen Maßnahmen noch 
mit zugkräftigen Propagandaparolen hat aufwarten können. 

Es iſt eine bisher nicht genügend beachtete Tatſache, daß die Kräfte, die hinter den 
regierungsfeindlichen Angriffen ſtehen, zum Teil im Auslande ſitzen. Das gilt für die 
Tätigkeit ſowohl der links⸗ wie der rechtsradikalen Oppoſition. Die Helfer der linken 
figen in Moskau, die der rechten in Paris. Die einen wollen den roten Umſturz in 
Polen, die anderen bedienen ſich der polniſchen Emigration, um dort eine 
innerpolitiſche Wandlung herbeizuführen, die dieſen Staat wieder auf die Linie der 
franzöſiſchen Außenpolitik ſchiebt. Es iſt in der Preſſe der Oppoſition häufig von der 
„Front von Morges“ die Rede, von einer politiſchen Arbeitsgemeinſchaft, zu der 
die Nationaldemokraten, die Chriſtlichen Demofrafen und wohl auch die oppoſitionellen 
Bauern gehören, die den ehemaligen Miniſterpräſidenten Paderewſki gleichſam als ihren 
geiſtigen Patron anerkennen. Die Fäden dieſer Front laufen von Morges, wo 
Padereroffi wohnt, von Prag, wo fih Witos aufhält, und von Teſchen, wo 
Korfanty in der Verbannung lebt, in gewiſſen Pariſer Amtsſtellen zuſammen, wo General 
Sikorſki, den Marſchall Pilſudsſki zu ſeinen perſönlichen Feinden gezählt hat, als 
Vertrauensmann wirkt. Es iſt kein Zufall, daß die „Front von Morges“ als die 
„künftige Machthaberin in Polen“ von der franzöſiſchen Preſſe gelegentlich gegen das 
einer allzu großen Nachgiebigkeit gegenüber Deutſchland verdächtigte Sanierungsſyſtem 
ausgeſpielt wird. Es iſt offenſichtlich, daß die Sympathien der franzöſiſchen „Freunde 
Polens“ nicht der gegenwärtigen Regierung, ſondern den im Auslande lebenden Oppo⸗ 
ſitionsführern und deren in Polen ſelbſt tätigen Parteifreunden gelten. Es iſt, wie ein 
maßgebendes franzöſiſches Blatt vor einiger Zeit einmal bemerkte, auch kein Geheim- 
nis, daß ſich die regierungsfeindlichen Rechtskreiſe in Polen 
zum mindeſten der moraliſchen Unterſtützung der Pariſer politi⸗ 
[ben Kreiſe erfreuen. Und eg ift febr die Frage, ob fich diefe Pariſer Kreiſe auf 
eine moraliſche Unterſtützung der polniſchen Oppoſttionsparteien beſchränken. Als ficher 
kann jedenfalls gelten, daß Paris kein Intereſſe an der Feſtigung der innerpolitiſchen 
Situation einer Regierung hat, die den Mut beſitzt, ſich den außenpolitiſchen Wünſchen 
des Quai d Orſai zu verſchließen. Bei der in Polen tief eingewurzelten Neigung zu 
Frankreich iſt dieſe Pariſer Antipathie gegen das politiſche Erbe des Marſchalls ein 
Satin, der die innerpolitiſche Stellung der polnifchen Regierung nicht unbefrächtlich 
erſchwert. 

Der politiſche Katholizismus, die bäuerliche Welt und die Frankophilie ſind die drei 
Mächte, mit denen die polniſche Regierung vor allem zu rechnen hat. Sie kann verſuchen, 
ſich mit dieſen drei geiſtigen Mächten kämpferiſch auseinanderzuſetzen; ſie kann ſich ihrer 
aber auch in Konkurrenz mit den oppoſitionellen Parteien propagandiſtiſch bedienen. 
Beides wird nicht leicht ſein für ſie. Es wird wohl, je mehr ſich die polniſche 
Regierung auf das Gebiet eines propagandiſtiſchen Wettſtreites mit ihren innerpolitiſchen 
Gegnern begibt, um ſo mehr darauf hinauslaufen, daß ſie bei ihren Gegnern geiſtige 
Anleihen macht, ſie gleichſam von der ideellen Plattform hinunterſtößt, um ſich ſelbſt 
darauf zu ſtellen. Was dabei aus dem Erbe Pilſudſkis wird, kann man fih denken. 
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Ein Kampf um Selbſtverwaltung 


So alt wie die Forderung nach der tſchechiſchen Vorherrſchaft in Böhmen iſt die 
Forderung nach der ſudetendeutſchen Autonomie. Im Jahre 1848 ſtießen diefe beiden 
Forderungen zum erſten Mal auf einander, als damals, im März des „tollen Jahres“, 
in der berühmten Prager Wenzelsbadverſammlung der ſſchechiſche Radi⸗ 
kalismus die Einführung der tſchechiſchen Amtsſprache auch in den rein deutſchen Gebieten 
Böhmens verlangte, und als darauf im Auguſt desſelben Jahres ein Delegierten: 
tag der deutſchen Vereine und Städte Böhmens in Teplitz⸗ 
Schönau die Aufteilung der auf dem Wiener Reichstage vertretenen Provinzen „in 
Reichskreiſe auf der Grundlage der Sprachgrenzen“ verlangte. Seit 
dieſer Zeit haben die Deutſchen Böhmens (wie auch Mährens und Schleſiens) der tſchechi⸗ 
ſchen Theſe des „böhmiſchen Staats rechtes“ immer wieder die Forderung des deutſchen 
Volks rechtes, dem Prager Zentralismus den Gedanken der völkiſchen G e Ib ft - 
verwaltung entgegengeſtellt. Durch neun Jahrzehnte hindurch läßt ſich dieſer un⸗ 
gleiche Kampf, der in St. Germain vorläufig zum Siege der tſchechiſchen Theſe geführt 
hat, verfolgen. Dabei iſt bemerkenswert, daß die maßgebenden Erwecker 
und Führer des tſchechiſchen Volkstums damals, in den 40er Jahren, 
aber auch noch ſpäter, einer verwaltungsmäßigen Trennung der in Böhmen, Mähren 
und Schleſien lebenden Völker keineswegs grundſätzlich abgeneigt waren. Das gilt für 
Palay, den erſten bedeutenden Geſchichtsforſcher der Tschechen, der im Jahre 1848 
dem 1. Allſlawiſchen Kongreß in Prag präſidierte; das gilt auch für Rieger, der fat. 
fünfzig Jahre hindurch der tſchechiſchen Sache führend gedient hat; und das gilt auch für 
Haplicek, der damals mit feinem „Ich Herr, Du Herr“ die Formel der völkiſchen 
Gleichberechtigung prägte, die heute von der Prager Propaganda unter Verleugnung 
ihres urſprünglichen volkspolitiſchen und innerſtaatlichen Sinnes zu einer Formel der 
außenpolitiſchen Gleichordnung der Staaten umgefälſcht wird. 


Franz Joſeph, der im Jahre 1848 den Thron der Habsburger beſtieg, hätte 
damals, nach der Auflöſung des Kremſierer Reichstages und der Niederwerfung der 
Magyaren mit ruſſtſcher Hilfe, die Macht zu einer grundlegenden Reform feines Reiches, 
zur Ueberwindung der „hiſtoriſchen Gebilde“ nach Maßgabe völkiſcher Notwendigkeiten 
gehabt. Er hätte die Macht gehabt, den Deutſchen Böhmens die verwaltungsmäßige 
Trennung von Tſchechien zu gewähren, wie ſie damals einer der hervorragendſten deutſch⸗ 
böhmiſchen Führer, Ludwig von Löhner, in ſeinem „Syſtem des nationalen Föde⸗ 
ralismus“ bis in alle Einzelheiten ausgearbeitet hatte. Aber es kam nicht dazu. Und 
mit der Niederlage bei Königgrätz im Jahre 1866 verlor Habsburg endgültig 
die Macht, den politiſchen Willen ſeiner nichtdeutſchen Völker im Sinne einer deutſchen 
oder doch wenigſtens einer dynaſtiſchen Sendung in Südoſteuropa zu lenken. Die unz 
mittelbare Folge des verlorenen Krieges mit Preußen war die Anerkennung der 
„hiſtoriſchen Staatsidee“ der Magyaren durch Wien. Dieſe Anerkennung 
lieferte die Deutſchen, Slawen und Romanen in den „Ländern der Stefanskrone“ dem 
Chauvinismus des Magyarentums aus. Sie war ein Schlag gegen den Be: 
danken der völkiſchen Selbſtverwaltung im Habsburgerreich, 
ein Schlag, der ſich ſehr bald auch auf die deutſchen Volksbelange in Böhmen, ſpäter 
auch in Mähren und Schleſien, vernichtend auswirken ſollte. Dem Ausgleich mit Ungarn 
folgte 1869 die Auslieferung des zum größeren Teil von Ukrainern 
bewohnten Galiziens an die dem Thron unentbehrlich gewor: 
denen Polen, und zwei Jahre ſpäter, nach der Gründung des Deutſchen Reiches 
unter preußiſcher Führung, die Preisgabe der Sudetendeutſchen an die 
vom Gedanken ihres „böhmiſchen Staatsrechtes“ beſeſſenen 
Tſchechen. Ueber die Deutſchen Oeſterreichs ſenkte ſich in den 70er und 80er Jahren 
die düſtere Aera des „Eiſernen Ringes“, in der ſich unter der Miniſterpräſidentſchaft 
Taaffes die Polen und Tſchechen als „die treueſten Stützen des Habsburgerthrones 
bewährten“. Die Zeche aber hatten die Deutſchen zu zahlen. Die erſte tſchechiſche Uni⸗ 
verſität in Prag, zwei tſchechiſche Hochſchulen, zahlreiche tſchechiſche Mittelſchulen und 
faufende von tſchechiſchen Volksſchulen entſtanden. Im Böhmiſchen Landtag erhielten die 
Tſchechen die Mehrheit, und ein Sprachenerlaß von 1880 verfügte auch in den rein 
deuffchen Gerichtsbezirken Böhmens und Mährens die Allgemeingültigkeit der tſchechiſchen 
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Sprache. Es war die Zeit, in der die tſchechiſche Unterwanderung der deutſchen Sprach: 
inſeln Troppau, Olmütz, Zwittau und Teſchen, Kuhländchen, Schönhengſtgau uſw. 
immer raſchere Fortſchritte machte, in der die Zerfranſung der deutſchen Sprachgrenze 
begann und felbft mitten im deutſchen Volksgebiet vereinzelte tſchechiſche Inſeln entſtanden. 

In Georg Ritter von Schönerer fand das Sudetendeutſchtum den Wieder⸗ 
erwecker und Entflammer ſeines völkiſchen Willens. Er prägte für den völkiſchen Kampf 
der Sudetendeutſchen die bleibende Formel: „Deutſches Volksrecht bricht 
tſchechiſches Staatsrecht“. Er hat, wie Hans Krebs in feinem Buche „Kampf 
in Böhmen“ ſagt, „das deutſche Gewiſſen des Sudetenlandes machtvoll auf die Schanzen 
der Politik gerufen und ihm ſeinen Platz in der geſamtdeutſchen Entwicklung zugewieſen“. 
Es entſtand in den Sudetenländern eine politiſche Bewegung, die das deutſche Volkstum 
in feinen Tiefen erfaßte und es zur Wahrung feiner völkiſchen Rechte mobiliſierte. Vor 
der Stoßkraft dieſer Bewegung wich Wien zurück. Es erkannte, daß Habsburg Gefahr 
lief, ſich den deutſchböhmiſchen Mittelſtand und die ſudetendeutſche Arbeiterſchaft zu 
entfremden. Der Kaiſer beauftragte den „eiſernen Grafen“, einen „Ausgleich 
zwiſchen den Deutſchen und den die Landtagsmehrheit bildenden 
Alktſchechen zuſtandezubringen. Die entſprechenden Geſetze gingen von dem Grunde 
gedanken der nationalen Zweiteilung Böhmens aus; fie hätten für 
die Tſchechen alſo die Preisgabe des „hiſtoriſchen Staatsrechtes“ bedeutet. Am tobenden 
Widerſtand der Jun gtſchechen ſcheiterte dieſes Projekt, das der Selbſtverwaltungs⸗ 
forderung der Sudetendeutſchen (allerdings unter Verzicht auf die Sprachinſeldeutſchen!) 
hätte Rechnung tragen können. Es blieb nur die Zweiteilung des Schul⸗ 
weſens und des Landeskulturrates in Böhmenz ſie blieb bis 1918 
erhalten und vermochte wenigſtens der deutſchen Kulturarbeit einen einigermaßen brauch⸗ 
baren Rahmen zu geben. Taaffe wurde von feinen polniſch-tſchechiſchen Freunden geſtürzt, 
und der Pole Bade ni bildete auf der Linie einer noch engeren polniſch⸗tſchechiſchen 
Zuſammenarbeit eine neue Regierung, die im Jahre 1897 dem böhmiſchen Deutſchtum die 
ſogen. „Badeniſche Sprach verordnung beſcherte, durch die das Tſchechiſche 
in ganz Böhmen, alſo auch in den rein deutſchen Gebieten als zweite Amtsſprache ein⸗ 
geführt und der verwaltungsmäßigen Tſchechiſierung Sudetendeutſchlands Tor und Tür 
geöffnet werden ſollten. 

Ein Sturm der Entrüſtung erfaßte die Deutſchen. Die Leidenſchaft des völkiſchen 
Selbſtbehauptungswillens brachte Badeni zum Sturz. Die Tſchechen waren enttäuſcht, 
und ihre Enttäuſchung machte ſich in einer wachſenden, immer mehr ins Pöbelhafte um⸗ 
ſchlagenden Haßſtimmung Luft. Der Kampf gegen Badeni bedeutete eine Wende in der 
ſudetendeutſchen Politik. Das Deutſchtum ging jetzt zur aktiven Ber: 
teidigung über. Die volksbewußten deutſchen Arbeitervereine, die feit den 80er 
Jahren in zahlreichen ſudetendeutſchen Induſtrieorten entſtanden waren, ſchloſſen ſich zum 
„Mähriſch⸗Trübauer Verband“ zuſammen. Die „Deutſche Arbeiter⸗ 
partei in Oeſterreich“ wurde zu einem Sturmblock der völkiſchen Bewegung der 
ſudetendeutſchen Gebiete. In Böhmen, Mähren und Schleſien wurden überparteiliche 
„Deutſche Volksräte“ ins Leben gerufen. Wie in Böhmen, ſo begannen auch in 
Mähren und Schleſien die Deutſchen Schul vereine ſich ſegensreich zu entfalten. 
Aber die Wiener Regierung haßte die „deutſchböhmiſchen Preußenſeuchler“ und wollte 
das „treue tſchechiſche Volk“ nicht unnötig reizen. So ſtand die völkiſche Bewegung, 
ganz auf ſich allein geſtellt, in unerwiderter Treue zum Herrſcherhaus, im zähen Ringen 
mit der verjudeten Sozialdemokratie und dem liberaliſtiſch verſeuchten Teil des Beſitz⸗ 
bürgertums, oft in blutigen Auseinanderſetzungen mit dem tſchechiſchen Pöbel. Die 
8899 6 nationalumgrenzter Selbſtverwaltungsgebiete war 
und blieb die unveränderte Forderung der volksdeutſchen Be⸗ 
wegung in den ſudetendeutſchen Gebieten. Dieſe Forderung wurde vor 
dem Kriege noch mehrmals, ſo vom „Deutſchen Volksrat in Böhmen“, der mit der Aus⸗ 
arbeitung eines Geſetzentwurfes über die nationale Zweiteilung Böhmens begann, ſo auch 
auf dem Deutſchböhmiſchen Städtetag in Reichenberg im Jahre 1908 und auf dem 
Parteitag der „Deutſchen Arbeiterpartei“ in Iglau im Jahre 1913 erhoben. Dann kam 
der Krieg. Sein blutiger Ernſt ſchien den Kampf in Böhnien zunächſt zum Schweigen 
bringen zu wollen. Aber nicht für lange. In den feindlichen Ländern ſchürten Maſaryk 
und Beneſch die tſchechiſche Auslandsrevolution. Im Innern fab man mit zunehmender 
Gewißheit voraus, daß dieſer Krieg für den Aufbau, wenn nicht für den Beſtand des 
Habsburgerreiches die tiefgreifendſten Wirkungen hervorrufen mußte. Mit dem Tod des 
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alten Kaiſers brach der Kampf wieder los. Die Träger der tſchechiſchen Inlands: 
revolution wurden aus dem Gefängnis entlaſſen. Die Tſchechen verlangten ihr 
„böhmiſches Staatsrecht“ und Zitas Mann hatte die Abſicht, ſich in Prag die Wenzels⸗ 
krone aufs Haupt ſetzen zu laſſen. Vor dem Proteſt der Deutſchen aber, die ihre 
tragiſche Treue zu dem verräteriſchen Haufe Habsburg durch unerhörte Blutopfer an 
allen Fronten der verbündeten Armeen unter Beweis geſtellt hatten, wich er zurück. Die 
Sudetendeutſchen ſahen die innere Zerſetzung des Reiches; ſie waren hellhörig geworden 
für die Gefahren, die ihnen drohten. 

Am 22. Januar 1918 beantworteten fie die tſchechiſche „Drei-Königs⸗Dekla⸗ 
ration“, in der bereits deutlich die Eingliederung der 3% Millionen Sudetendeutſchen 
in einen „tſchechoſlowakiſchen Staat“ gefordert worden war, mit einer Gegenforderung im 
Wiener Reichsrat: Sie verlangten im Auftrage von 46 geſchloſſenen ſudetendeutſchen 
Wahlbezirken und auf Grund des Selbſtbeſtimmungsrechtes die endliche „Errichtung 
einer ſelbſtändigen Provinz Deutſchböhmens mit allen Eigen: 
ſchaften, Rechten und Einrichtungen eines Kronlandes ohne 
irgendwelche Abhängigkeit vom tſchechiſchen Teile Böhmens.“ 
Weiter hieß es in ihrer Erklärung: „Gegen jedermann, wer immer er ſei, erklären wir 
daher, einig mit ganz Deutſchböhmen, daß wir einen Landtag des Königreichs Böhmen 
nie mehr anerkennen und keinesfalls dulden werden... Die Zeit des geduldigen Aus- 
harrens iſt vorüber!“ Das Sudetendeutſchtum forderte noch einmal ſein Recht. Und 
jetzt endlich, wo die tſchechiſchen Truppen kompanien- und regimenterweiſe zum Feind über: 
liefen und im hungernden Lande der Aufruhr begann, ſah auch das amtliche Wien die 
Gerechtigkeit dieſer alten Forderung ein. Siebzig Jahre, nachdem dieſe Forderung zum 
erſten Mal von den berufenen Sprechern des Sudetendeutſchtums erhoben worden war, 
entſchloß fih das amtliche Wien zur Erfüllung: Im Sommer 1918 wurde die 
tatſächliche Teilung Böhmens verfügt. Aber jetzt war es zu ſpät. Das 
Schickſal der Monarchie war ſchon beſiegelt. So blieb auch das Manifeſt, das der 
Mann Zitas am 17. Oktober 1948 an feine „treuen Völker“ richtete und in dem er den 
Umbau des Reiches in einen „Bund der freien Völker“ verſprach, die belangloſe 
Geſte eines belangloſen Menſchen. - 

Das Gefe des Handelns lag jetzt bei den Völkern. Für das Sudetendeutſchtum 
begann ein Kampf auf Leben und Tod. Es iſt die Tragik dieſer Zeit des 
ſtaatlichen Zuſammenbruches, daß von den damals maßgebenden Führern des Sudeten⸗ 
deutſchtums zwar die Größe der geſchichtlichen Verantwortung, nicht aber das Mittel, 
dieſer Verantwortung gerecht zu werden, erkannt worden iſt, daß der Gedanke der 
völkiſchen Selbſtbeſtimmung bis zum letzten durchgedacht, aber der aus dem Volke auf: 
flackernde Wille, dieſes Recht mit der Waffe zu wahren, gedämpft und mitunter bewußt 
ſabotiert worden ift. Trotzdem: die Ereigniſſe der Jahre 1918-19 laffen keinen Zweifel 
an der Macht, Geſchloſſenheit und Gerechtigkeit der feit Generationen immer wieder 
erhobenen Forderung der ſudetendeutſchen Selbſtverwaltkung zu. Am 24. Oktober 1918 
traten 200 deutſche Abgeordnete des Wiener Reichsrates zur „VBorläufigen Nati: 
onalverfammlung Deutſchöſterreichs“ zuſammen. Die Nationalver⸗ 
ſammlung nahm alsbald die Bildung der feit Monaten noch vom alten 
Regime genehmigten Provinzen Deutſchböhmen und Sudeten⸗ 
land und der Gaue Böhmerwald und Deutſchmähren in Angriff. Am 
12. November 1918 verkündete fie den Anſchluß Deutſchöſterreichs ans 
Reich. Das eine wie das andere ſollte nur ein tragiſches Zwiſchenſpiel bleiben. Die 
Tſchechen beſetzten ſchrittweiſe die ſudetendeutſchen Gebiete. Die ſudetendeutſchen Dele 
gierten wurden in Saint Germain wie Gefangene behandelt und nirgends gehört. Die 
Wahlen zur konſtituierenden Nationalverſammlung Deutſchöſterreichs konnten in den 
ſudetendeutſchen Gebieten unter den Bajonetten der tſchechiſchen Soldateska nicht durch⸗ 

eführe werden. Und am 4. März 1919, an dem Tage, an dem in Wien die 

afionalverfammlung eröffnet wurde, demonftrierfen in ganz Sudeten⸗ 
deutſchland Hunderttauſende für das Selbſtbeſtimmungsrecht 
ihrer Heimat. Das tſchechiſche Militär ſchoß blindlings in die Reihen der Demon⸗ 
ſtranten. In Kaaden, Sternberg, Aſch, Graslitz, Eger und Außig wurden die 52 Blut⸗ 
zeugen des Kampfes um das Selbſtbeſtimmungsrecht Sudetendeutſchlands begraben. 

Das „böhmiſche Staatsrecht“ hatte geſiegt. Aber der Kampf um das deutſche Volks⸗ 
recht dauerte fort. Die Führung im Kampf übernahm mehr und mehr die Deutſche 
Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei. Sie ging im Mai 1918 aus der 
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alten „Deutſchen Arbeiterpartei in Oeſterreich“ hervor, die im Iglauer Programm von 
1913 die Auflöſung der Kronländer und die Schaffung neuer 
Selbſtverwaltungsgebiete nach völkiſchen Siedlungen“ an die 
Spitze ihrer Forderungen geſtellt hatte. Die DSA P. blieb, folange fie beſtand, dieſer 
Forderung unbeugſam treu. Und gerade dieſes ſtarke und betonte Feſt⸗ 
halten ander Forderung der ſudetendeutſchen Aukonomie machte 
fie ſchließlich zu der ſudetendeutſchen Partei, die mit magneti⸗ 
fher Gewalt die Maſſen der werktätigen Bevölkerung an fi 
heranzog, die Zehntauſende zu ihren Kundgebungen zu mobiliſieren vermochte, die 
Menſchen wieder mit der Hoffnung auf eine deutſche Zukunft und mit dem fanatiſchen 
Glauben an das deutſche Recht in Böhmen erfüllte. Die Maſſen begannen wieder unter 
der Fahne, die von allen völkiſchen Führern des Deutſchtums ſeit 1848 über Böhmen, 
Mähren und Schleſien entrollt worden war, zu marſchieren. Der Erfolg dieſer Bewegung 
aber rief auch die Meute ihrer Feinde auf den Plan. Die Tſchechen ſteigerten ſich in eine 
neue Haß⸗ und Angſtpſychoſe hinein. Die Marxiſten und Juden beſorgten die Hetze. 
Und Leute wie Spina, über die das ſudetendeutſche Volk längſt ſein Urteil gefällt hat, 
denunzierten ihren erfolgreichen Gegner, der ihnen die Anhänger entführte, beim volks⸗ 
fremden Staat. Schließlich führte dieſe Hetze zum Ziel. Durch ein verbrecheriſches 
Gerichtsverfahren zur „ſtaatsfeindlichen“ Organiſation geſtempelt, löfte fih die Partei 
am 3. Oktober 1933 auf. 

Eine Organiſation iſt zerſchlagen. Die Idee aber, die ihr die Kraft zum 
Siege verliehen hat, läßt ſich nicht unterdrücken. Die Schläge des Gegners machen ein im 
Kern geſundes Volkstum nicht weich. Die Brutalität des Gegners vertieft nur das 
Bewußtſein des eigenen Rechtes. Die Opfer, die der Kampf verlangt, zeugen nur für die 
Gerechtigkeit feines Zieles. Es gibt keinen Frieden in Böhmen, Mähren und Schleſien, 
ſolange nicht die eine und unabdingbare Forderung der dortigen Deutſchen erfüllt iſt: 
„Sudetendeutſchland den Sudetendeutſchen!“ 


Oſtland⸗Chronik 


Einſchulungsanträge „verſchwunden“ 

Die Eltern von fieben deutſchen Kindern 
in Königshütte wandten ſich vor 
kurzem an die Schuleinſchreibungs⸗ 
kommiſſion mit der Anfrage, was aus 
den Anträgen geworden ſei, mit denen ſie 
ihre Kinder am 14. Mai d. J. zur deut⸗ 
ſchen Minderheitsſchule in Königshütte II 
angemeldet hatten; ſie ſeien bisher ohne 
Nachricht geblieben. Darauf erhielten ſie 
von der Unterrichtsabteilung der Wojewod⸗ 
ſchaft folgende Auskunft: Das bei der Ab⸗ 
teilung vorliegende Material fei „noch ein- 
mal gründlich durchſucht“ worden; die ver⸗ 
mißten Anträge hätten dabei jedoch „nicht 
gefunden“ werden können. „Offenſichtlich“ 
habe die Einſchreibungskommiſſion die An⸗ 
träge gar nicht erhalten, „da ſie ſonſt ja in 
der allgemeinen Zuſammenſtellung der An⸗ 
meldungen zu finden ſein müßten“. Jetzt, 
heißt es dann weiter, könnten keine 
neuen Anmeldungen mehr ent⸗ 
gegengenommen werden, da die Friſt 
ſchon abgelaufen ſei! Es iſt doch ſehr 
merkwürdig, daß mit einem Mal ſieben 
Anträge „verſchwunden“ fein follen. Es 
dürfte der Unterrichtsabteilung der Woje- 
wodſchaft ſchwer fallen, glaubhaft nachzu⸗ 


weiſen, daß dieſe angeblich „verſchwun⸗ 
denen“ Anträge nicht unterſchlagen worden 
ſind. Wenn fe aber wirklich durch irgend- 
einen unordentlichen polniſchen Beamten 
verbummelt worden fein ſollten, dann ift es 
eine unerträgliche Zumutung an die deut⸗ 
ſchen Eltern, ſich mit dieſem Zuſtand ab⸗ 
finden zu ſollen. Es iſt notwendig, daß im 
Sinne der wiederholten Ausführungen des 
polniſchen Miniſterpräſidenten Skladkowſki 
über die Dienſttreue der Beamten gegen die 
Schuldigen vorgegangen wird. Wenn das 
nicht geſchieht und wenn den Eltern keine 
Gelegenheit gegeben wird, die „nicht mehr 
aufzufindenden“ Anträge trotz Friſtablauf 
auch jetzt noch zu wiederholen, dann iſt es 
im höchſten Grade wahrſcheinlich, daß ſich 
dieſe neue Methode, deutſche Einſchulungs⸗ 
anträge unberückſichtigt zu laſſen und deut⸗ 
ſche Kinder in die polniſche Schule zu 
zwingen, in den nächſten Jahren in ver⸗ 
ſtärktem Maße wiederholen wird. Es ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt, daß ſich die ge⸗ 
ſchädigten Eltern mit der Antwort der 
Unterrichtsabteilung, durch die die Dienſt⸗ 
unfähigkeit der dort tätigen polniſchen Be⸗ 
amten ſanktioniert wird, nicht zufrieden 
geben werden. 
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Der gute Ton 

Daß das gute Benehmen auf polnifcher 
Seite im umgekehrten Verhältnis zu den 
guten Beziehungen zum Deutſchtum ſteht, 
ift eine Tatſache, die für das Deutſchtum 
ſpricht. In der Zeit der diesjährigen 
Schulanmeldungen wurde in Oſt⸗ 
oberſchleſien ein Flugblatt verteilt, 
das die geiſtige Höhe des von polniſcher 
Seite gegen das deutſche Schulweſen ge⸗ 
führten Kampfes hervorragend charakte⸗ 
riſtert. Das Flugblatt iſt unterzeichnet 
„Klub der Ausfeger nach Ablauf der 
Genfer Konvention“. Es beginnt und endet 
mit folgenden Sätzen“ „Achtung! Poten! 
Left forgfältig und merkt euch alle Ver⸗ 
räfer, die ihre Kinder in die deutſche 
Minderheitsſchule ſchicken. Zum großen 
Teil find die Pierones fon bekannt. 
Das Jahr 1937 nähert ſich. Dann 
werden wir euch auszahlen. Ihr 
werdet durch eine Operation, ſo wie es auf 
deutſcher Seite geſchieht, umgearbeitet wer⸗ 
den, erſt dann werdet ihr richtige Polen 
werden. Und wenn nicht, dann laßt euch 
ſchnell auf der anderen Seite (gemeint iſt: 
jenſeits der Grenze) raſſiſch umarbeiten. 
Daher überlegt euch] Noch iſt es Zeit, 
die Eintragung eurer Kinder 
in die deutſche Schule zu wider: 
rufen!“ Im übrigen ſind auf dem 
Flugblatt die Namen von 18 deutſchen 
Volksangehörigen aufgeführt, die ihre 
Kinder zur deutſchen Schule angemeldet 
haben. Zu jedem dieſer Namen wird eine 
feinen Träger „charakteriſierende“ Bez 
merkung gemacht. Es heißt da: „ihm hat 
man das Gehirn eingeſät“, „vollkommener 
Idiot“, „hat ſein Gehirn verſchmutzt“, „ſein 
Bruder wird ihm noch polniſches Oel ins 
Gehirn gießen“, „iſt ein feſter Deutſcher, 
denn er trägt eine Brille und verleugnet 
ſeine Mutter, weil ſie ein Kopftuch trägt“, 
„hat einen Vogel im Schädel“, „erhält für 
ſein Kind Trinkgelder“, uſw. 


Deutſche Preſſevertreter mißhandelt 

Ein ſkandalöſer Vorfall, der die Hem⸗ 
mungsloſigkeit der deutſchfeindlichen Ge⸗ 
fühle in bedenklicher Weiſe charakteriſiert, 
ereignete ſich am 15. Auguſt in Pofen. 
An dieſem Tage fand dort auf dem Sokol⸗ 
platz anläßlich der 16. Wiederkehr 
des „Wunders an der Weichſel“ 
eine Gedenkfeier ſtatt. Veranſtalter waren 
nationaldemokratiſche Kreiſe. Die Teil⸗ 
nehmerzahl wurde auf 8 000 geſchätzt. Zu 
der Feier erſchienen in Ausübung ihres 
journaliſtiſchen Berufes auch zwei Re⸗ 
daktions mitglieder der „Deut— 
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ſchen Nachrichten“, des in Pofen 
erſcheinenden Blattes der Jungdeutſchen 
Partei, und ein Vertreter des „Deut 
ſchen Nachrichtenbüros“. Als die 
drei deutſchen Preſſevertreter auf der 
Tribüne Platz genommen hatten, erſchienen 
einige Mitglieder der uniformierten natio⸗ 
naldemokratiſchen „Ordnungsmannſchaft“ 
und verlangten (wozu nach der voraus⸗ 
gegangenen Kontrolle keine Veranlaſſung 
mehr vorlag) die Vorzeigung der Preſſe⸗ 
ausweiſe. Um dem ſonderbaren Geltungs⸗ 
bedürfnis dieſer Leute Rechnung zu tragen, 
wieſen die Deutſchen ihre Ausweiſe vor. 
Darauf holten die „Ordnungsdienſtler“ 
Verſtärkung heran und fingen dann an, 
über die Deutſchen, mit denen man kurzen 
Prozeß machen müſſe, zu ſchimpfen. Die 
Deutſchen merkten ſehr bald, worauf das 
ganze hinauslaufen ſollte, und machten 
Anſtalten, ſich zu entfernen. Daran wurden 
ſie jedoch von den uniformierten Banditen 
gehindert. Gänzlich unerwartet wurden 
ſie von hinten durch ihre „Leibwache“ mit 
Fauſtſchlägen und Fußtritten bedacht. Jetzt 
wurde auch die Menge mobil. Ohne ſich 
weiter um ihren Redner zu kümmern, be⸗ 
gannen die Maſſen wild durcheinander zu 
brüllen: Verräter! Spione! An die Wand 
ftellen! Spitzbuben! Hitlerowcy! Es hagelte 
Fauſtſchläge und Fußkritte gegen. 
die Deutſchen, die ſich durch die tobende und 
ſchreiende Menge einen Weg ins Freie zu 
bahnen verfuchten. Mehrere hundert 
brüllende Menſchen beteilig⸗ 
ten ſich ander Jagd auf die drei 
Deutſchen, gegen die auch noch, als 
ſie ſich unter den Schutz der Polizei geſtellt 
hatten, die Mißhandlungen fortgeſetzt 
wurden. Die Regierung kann einem leid 
fun, deren Aufgabe es ift, eine Bevölkerung 
in Ordnung zu halten, die einen für die 
Geſchichte Polens denkwürdigen Tag auf 
keine würdigere Weiſe zu feiern verſteht. 


28 Ortsgruppen der Deutſchen Vereinigung 
aufgelöſt 


Der Staroſt des Kreiſes Gneſen hat die 
Ortsgruppe Hohenau der Deutſchen Ver⸗ 
einigung durch Verfügung vom 18. Auguſt 
aufgelöſt. Die Ortsgruppe war bereits im 
Juni d. J. ſuspendiert worden, weil an 
einem Kameradſchaftsabend ſechs Perſonen 
teilgenommen hatten, die nicht Mitglied der 
Deutſchen Vereinigung waren. Für dieſes 
Verſehen hatte der Borfigende der Orts⸗ 
gruppe überdies eine Geldſtrafe zudiktiert 
erhalten. Hohenau iſt die 28. Ortsgruppe 
der Deutſchen Vereinigung, die von den 
polniſchen Behörden aufgelöſt worden iſt. 


Es wird in Zukunft notwendig fein, auch 
die Beranftaltungen der polniſchen Organi⸗ 
ſationen in Deutſchland hinſichtlich ihrer 
Beſucher etwas genauer unter die Lupe zu 
nehmen. Der Polenbund kann nach dem 
von ihm vertretenen Grundſatz der Gegen: 
ſeitigkeit damit nur einverſtanden ſein. 


Mit Ketten gefeſſelt 

In Bentſchen erſchienen am Abend 
des 14. Auguſt in der Wohnung des deut⸗ 
ſchen Tiſchlermeiſters Hermann Dfe iffer 
zwei polniſche Polizeiwachtmeiſter. Sie 
erklärten den Deutſchen für verhaftet und 
feſſeltenihn mit Ketten. Auf die 
erſtaunte Frage des Deutſchen, was das 
alles bedeuten ſolle, blieben die Beamten 
die Antwort ſchuldig. Nach einiger Zeit 
tauchten auch noch mehrere Kriminalbeamte 
auf, die eine gründliche Durchſuchung des 
Hauſes vornahmen, aber nichts Ver⸗ 
dächtiges fanden und den Verhafteten 
ſchließlich von den Feſſeln befreiten. Der 
Sohn Pfeiffers, der während der Haus⸗ 
ſuchung eintraf, wurde gleichfalls gefeſſelt 
und mit zuſammengeketteten 
Händen auf die Wache ge: 
ſchleift, wo er, ohne verhört zu werden, 
bis gegen Mittag des nächſten Tages zu⸗ 
bringen mußte. Dann wurde er einem 
kurzen Verhör unterzogen und wieder ent⸗ 
laſſen. Dabei wurde ihm bedeutet, daß er 
gut daran täte, über die Behandlung, die 
ihm zuteil geworden war, nichts verlauten 


zu laſſen. Am gleichen Tage wurden in 
Bentſchen noch einige andere Angehörige 
der deutſchen Volksgruppe verhaftet. Der 
Grund der ganzen, ſich in würdeloſen 
Formen abſpielenden Aktion iſt keinem der 
Verhafteten mitgeteilt worden. 


Zwei Deutſche überfallen 


In Bis marckhütte wurden zwei 
junge Deutſche von mehreren Polen 
überfallen und mißhandelt. Der Bor: 
fall ſpielte ſich folgendermaßen ab: Ein 
Sohn des deutſchen Gemeindevertreters 
Konietzny hatte fih mit einem jungen 
Hausgenoſſen in deutſcher Sprache unfer- 
halten. Die beiden wurden darauf von 
einem Polen, der ſich als Beamter ausgab, 
wegen ihrer deutſchen Unterhaltung zur 
Rede geſtellt und, als ſie dem Fremden, der 
keinen Ausweis vorzuweiſen vermochte, 
keine Antwort gaben, von dieſem weiter 
verfolgt. Unter einer Bahnunterführung 
machte ſich der Pole noch einmal an die 
beiden Deutſchen heran, gerade in dem 
Augenblick, als drei polniſche 
Straßenbahner herankamen. Mit 
dieſen zuſammen begann dann der angeb⸗ 
liche Beamte auf die jungen Deutſchen ein⸗ 
zuſchlagen und ſie mit Füßen zu treten. 
Schließlich wurden diefe von ihren An- 
greifern der Polizei übergeben und dabei 
beſchuldigt, die Polen überfallen und miß⸗ 
handelt zu haben! 


Bücher über den Oſten 


Oſtmärkiſche Siedlungsprobleme insbeſondere 
der Provinz Poſen vor hundert Jahren. Von 
Univperſitätsprofeſſor D.. Manfred Laubert. 
Verlag Priebatſchs Buchhandlung, Breslau 
1936. 149 Seiten. — Der bekannte Hiſtoriker 
des Poſener Landes berichtet in dieſer vom 
europa-Inftitut in Breslau herausgegebenen 
Arbeit an Hand umfangreichen Aktenmaterials 
darüber, was die preußiſche Verwaltung in den 
Jahrzehnten nach dem iener Kongreß im 
Poſenſchen auf dem Gebiete der Siedlung getan 
oder vielmehr nicht getan hat. Dieſe Ver⸗ 
waltung war damals durchaus von dem Geiſte 
des wirtſchaftlichen Liberalismus beherrſcht, der 
die möglichſte Fernhaltung des Staates von 
jeder wirtſchaftlichen Betätigung lehrte und da⸗ 
her auch einer ſtaatlichen Initiative auf dem 
Gebiete der Siedlung ablehnend gegenüberſtand. 
Der preußiſche Staat hätte damals mancherlei 
Gelegenheit gehabt, das deutſche Element im 
Poſener Lande durch Anſetzung deutſcher Kolo- 
niſten zu ſtärken. Die Jahrzehnte nach den 
Befreiungskriegen waren eine Zeit, in der zahl⸗ 
reiche deutſche Koloniſten, die nach der dritten 


fogen. Teilung Polens in Südpreußen angeſetzt 
worden waren, aus dem ruſſiſch (polniſch) ge⸗ 
wordenen Lande in das preußiſch gebliebene 
Gebiet zurückzukehren begehrten, und in der ganze 
Ströme deutſcher Menſchen aus den ſüdweſt⸗ 
deutſchen Hungergebieten nach Oſteuropa und 
Ueberſee auszogen. Es war eine Zeit, in der 
Scharen deutſcher Menſchen mit Freuden einem 
Rufe der preußiſchen Regierung in die öſtlichen 
Gebiete des Staates gefolgt wären. Aber dieſer 
Ruf blieb aus. Wertvolles deutſches Koloniſten⸗ 
material blieb für den deutſchen Oſten ungenutzt, 
verſickerte in Ueberſee und verſtreute ſich über 
die Ebenen Rußlands. Es iſt geradezu ein 
Hohn, wenn man dem preußiſchen Staate — 
wie es von polniſcher Seite geſchieht — eine 
gewaltſame Germaniſierungstätigkeit vorwirft, 
während er alle Chancen, die ſich ihm zur 
zahlenmäßigen Feſtigung des Poſener Deutſch⸗ 
tums boten, ungenutzt ließ. Und nicht nur das: 
Dieſelben liberaliſtiſchen und bürokratiſchen 
Hemmungen wie auf dem Gebiete der Sied⸗ 
lung bewies dieſer Staat damals auch dort, 
wo es ſich darum handelte, wirtſchaftlich und 
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national wertvolle Bevölkerungsſchichten im 
Lande zu halten. Mit offenen Augen, aber 
tatenlos hat die preußiſche Verwaltung die 
Träger des einzigen wichtigen Gewerbes des 
Poſener Landes, die deutſchen Tuchmacher, wirt⸗ 
ſchaftlich zugrunde gehen und nach Kongreß⸗ 
polen abziehen laſſen, wo ſie den Grund zu der 
ſpäteren großen Textilinduſtrie Polens legten. 
Es ſind unerfreuliche Bilder, die Laubert in 
ſeinem Buche zeigt. Aber es iſt notwendig, ſie 
zu kennen. Dr. K. 

Deutſches Volk — Deutſche Heimat. Ein 
Hohes Lied des deutſchen Volkstums. Heraus⸗ 
gegeben von der Reichsamtsleitung des NG- 
ehrerbundes im Auftrage des e 
Staatsminiſters Hans Schemm. Deutſcher 
Volksverlag, Bayreuth 1936. 230 Seiten. 
Preis Halbleinen 2,40 AM. — Es gibt manche 
umfangreiche Bücher, die in ihrem Bildmaterial 
eine mehr oder weniger gute Vorſtellung der 
deutſchen Landſchaft vermitteln; ſie pflegen aber 
den Nachteil zu haben, daß ſie zu teuer ſind, 
um eine weitere Verbreitung finden zu können. 
Der erſtaunlich niedrige Preis bei techniſch guter 
Wiedergabe der 330 Bilder iſt der erſte und 
nicht zu unterſchätzende Vorteil, der dem Buche 
„Deutſches Volk — Deutſche Heimat“ eine 
weite Verbreitung ſichert. Die unerſchöpfliche 
Mannigfaltigkeit der deutſchen Landſchaft iſt 
in dieſen Bildern eingefangen worden. Der 
innere Reichtum des deutſchen Volkes, das von 
den Landſchaften geprägt worden iſt, und 
wiederum das Bild der Landſchaften durch ſeine 
Siedlungen und techniſchen Werke, durch den 
Fleiß ſeiner den Acker bebauenden Menſchen 
und die Schöpfungen ſeiner Künſte geprägt hat, 
ſpricht aus dieſem Buch. Man betrachtet es 
mit dem freudig⸗ſtolzen Gefühl: Das alles iſt 
Deutſchland! as Buch erfüllt das Ziel, das 
ihm geſtellt worden iſt: „So wie die Arbeit des 
Volkes die Heimat geſtaltet hat, ſollen ſie dieſe 
Bilder wiedergeben. Nicht nur die Spitzen⸗ 
leiſtungen der Kultur, ſondern vor allem auch 
das, was die gute, ehrlich erarbeitete Alltags⸗ 
leiſtung dieſes Volke vollbrachte.“ Das Buch 
hat, wenn es deutſches Volk und deutſche Hei⸗ 
mat darſtellen wollte, nicht Halt machen können 
an den Grenzen des Reiches. Es umfaßt auch 
den deutſchen Volksboden im Süden und vor 
allem im Oſten bis weit nach Siebenbürgen, 
tief nach Rußland und hoch in die baltiſchen 
Staaten hinein. Daß dabei der nördliche Oſten 
weniger berückſichtigt worden iſt, iſt zu bedauern. 
Doch bleibt es dabei: Das Buch verdient es, 
beachtet zu werden; es iſt ein Bildwerk der 
deutſchen Heimat, das in den weiteſten Kreiſen 
Verbreitung finden ſollte. Dr. K. 


Kampf in Böhmen. Von Hans Krebs. 
Volk und Reich Verlag, Berlin 1936. 228 ©. 
10 Karten und 54 Bilder. Preis 4,80 AM. 
— Der bekannte nationalſozialiſtiſche Führer 
des Sudetendeutſchtums hat mit dieſem Buch 
eine volkspolitiſch hochbedeutſame Arbeit vor⸗ 
gelegt. Er behandelt im weſentlichen die Ge⸗ 
ſchichte der Deutſchen 
Arbeiterpartei in der Tſchechoſlowakei, greift 
aber, um den geiſtigen Urſprung dieſer Be: 
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Nationalſozialiſtiſchen 


wegung zu erfaſſen, bis vor die Mitte des 
letzten Jahrhunderts zurück und ſtellt ſo über 
faſt neun Jahrzehnte hinweg die Forderung 
der territorialen Autonomie als das bleibende 
und weſentliche Leitmotiv jeder ſudetendeutſchen 
Politik heraus. (Hierüber ift an anderer Stelle 
unter dem Titel „Ein Kampf um Selbſtver⸗ 
waltung“ an Hand des vorliegenden Buches 
eingehender berichtet worden.) Mit voller Ab⸗ 
ſicht hat Hans Krebs ſein Buch „Ein Kampf 
in Böhmen, nicht „um Böhmen“ genannt. Und 
mit Recht: denn trotz aller Verleumdungen, die 
von tſchechiſcher Seite gegen die DNSAP. 
ausgeſtreut worden ſind, hat dieſe Partei, ſeit⸗ 
dem es einen tſchecho⸗ſlowakiſchen Staat gibt, 
niemals eine Reviſion der ſtaatlichen Grenzen, 
ſondern immer nur eine verwaltungsmäßige 
Zweiteilung Böhmens und Mähren-Schle⸗ 
ſiens nach völkiſchen Geſichtspunkten im Rah⸗ 
men des beſtehenden Staates erſtrebt. Um dieſe 
verwaltungsmäßige Sicherung des deutſchen 
Volksbeſtandes, die zugleich eine Sicherung des 
nationalen Friedens in dieſen Gebieten ſein 
könnte, hat die DNS AP. allerdings immer 
mit dem ganzen Einſatz ihrer Kräfte und im 
vollen Bewußtſein ihres ſittlichen Rechtes ge⸗ 
kämpft. Es iſt für einen neee 
Nationalſozialiſten eine wertvolle Exkenntnis, 
zu ſehen, wie fo manches von dem Gedanken: 
gut, das heute im Reiche zum Durchbruch 
gelangt iſt, zuerſt vom Deutſchtum an den 
Sprachgrenzen bitter erkämpft und politiſch 
erprobt worden iſt. Eine ſolche Erkenntnis 
vermag die Achtung vor der im Reiche voll⸗ 
brachten Leiſtung nicht im geringſten zu mindern; 
ſie kann im Gegenteil nur als eine Beſtätigung 
der Lebensechtheit und -notwendigkeit aufge: 
faßt werden, die dieſer Bewegung für ein 
Volkstum zukommt, das wie kein anderes an 
all ſeine Grenzen im täglichen Kampf um die 
Erhaltung ſeiner Art ſeinen Mann ſtehen muß. 
Die DSA P. hat fih in dem Augenblick, in 
dem ſich ihre Feinde anſchickten, ſie als „ſtaats⸗ 
feindliche“ Organiſation zu verbieten, ſelbſt auf- 
elöft. Dieſer Schritt ift keine Preisgabe des 

Gedankens der Selbſtverwaltung geweſen, 5 
die die Bewegung gekämpft hat. Dieſer Ge⸗ 
danke läßt ſich durch keine Not und Ver⸗ 
folgung mehr unterdrücken. Seine Verwirk⸗ 
lichung iſt die Chance des tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Staates. Nicht in Moskau, ſondern in Su⸗ 
detendeutſchland wird die Exiſtenz dieſes Staates 
geſichert, nicht durch äußere Hilfe, ſondern durch 
inneren Frieden. Das Buch von Hans Krebs 
liegt ab mit der Auflöſung der DNGAP. 
ür deren Geſchichte iſt es von dokumentari⸗ 

ſchem Wert. Das gilt auch von den zahlreichen 
Bildern, die einen lebendigen Einblick in den 
ſieghaften Aufſtieg dieſer Bewegung N 
r. K. 


Polen. Von Dr. Wilhelm Nölting. Kurt 
Wolff Verlag, Berlin 1936. — Bei der in 
„Oſtland“ Folge 16 veröffentlichten Beſprechung 
dieſes Buches ſind durch ein techniſches Ver⸗ 
ſehen die letzten Zeilen weggefallen. Sie 
werden hier nachgetragen: Die Bildtitel erfüllen 
nicht ihrer Aufgabe. Es fällt auf, daß nur unter 


einem einzigen Bild der Herſteller des dargeſtell⸗ 
ten Kunſtwerkes (der Däne Thorwaldſen) 
erwähnt iſt, daß aber bei allen anderen Abbil⸗ 
dungen, von denen eine ganze Reihe die 
Schöpfungen deutſcher Künſtler wieder⸗ 


geben, ein ſolcher, den Leſer ſicherlich ſtark inter⸗ 
effierender Hinweis fehlt. Unverſtändlich iſt es 
auch, wie ein Bild, das offenbar einen ſüd⸗ 
polniſchen Gegenſtand darſtellt, als „maſuriſch“ 
firmiert werden kann. Dr. K. 


Beſucht den deuiſchen Oſten 


Vogelkundliche Lehrgänge. Die von Pro 
feſſor Thienemann begründete, weltbekannte 
Vogelwarte in Roſſitten auf der 
Kuriſchen Nehrung plant für die Zeit vom 
5. bis 12. Oktober die Durchführung ihres 
16. vogelkundlichen Lehrgangs. Vor⸗ 
geſehen ſind gemeinverſtändliche Vorträge, ſo⸗ 
dann 9 und Beobachtungen der Neh⸗ 
rungs⸗Vogelwelt. Auch Ausflüge ins El ch⸗ 
rebier follen unternommen werden. Der 
Lehrgang, an dem jedermann teil⸗ 
nehmen kann, vermittelt das Erlebnis des 
oſtpreußiſchen Herbſtes. 

Neuer Turnierplatz. Die Zahl der großen 
oſtpreußiſchen Turnierplätze iſt jetzt um eine 
weitere Neuanlage vermehrt worden, die land⸗ 
ſchaftlich ganz beſonders bemerkenswert iſt. Der 
neue lag liegt nahe der Maſurenſtadt 
Angerburg, unmittelbar am Schwenzaitſee 
und an Deutſchlande ſchönſtem Heldenfriedhof 
an der Jägerhöhe. 


Memelgebiet. Beſucher der Bäder des 
Memelgebiets, Nidden, Preil, Perwelk, 
Schwarzort, Memel⸗Sandkrug, Förſterei Mell- 
neraggen und Nimmerſatt können je Monat 
und Perſon 200 Reichsmark in Silber über 
die Grenze ausführen. Zum Beſuch dieſer 
Bäder iſt das litauiſche Bäderviſum erforderlich, 
das auch auf den Schiffen des Seedienſtes Oſt⸗ 
preußen ſowie auf den Dampfern des Kuriſchen 
Haffs für 2,10 RM. erteilt wird. 


Roſſiten. In Roſſiten iſt ein neues Kur⸗ 
haus eröffnet worden, das 50 Zimmer mit 
80 Betten beſitzt und mit fließendem warmen 
und kaltem Waſſer ausgeſtattet iſt. Der pracht⸗ 
voll am Haff gelegene Bau ſoll demnächſt noch 
erweitert werden und wird dann über 100 
Zimmer mit 240 Betten verfügen. 

Jugendherberge am Kuriſchen Haff. Das 
nordoſtpreußiſche Dorf Karkeln an der Oſt⸗ 
küſte des Kuriſchen Haffs, das mit der Bahn 
von Tilſit, mit dem Dampfer von Roſſiten 


aus zu erreichen iſt, erhält in dieſem Jahre eine 
neue Jugendherberge, die im Etil der 
Bauart der einheimiſchen Gaff Gilder ent- 
ſprechen und einen herrlichen Ausblick auf das 
Haff bieten wird. Das neue Unterkunftshaus 
erhält u. a. 44 Betten und 30 Notlager. 


Ein Elbinger Renaiſſancebau. Das „Haus 
der Könige“ in Elbing, eins der ſchönſten 
Renaifjance-Baumerte der Stadt, ift in feinem 
Innern erneuert worden. In diefem Haufe 
haben zahlreiche Könige gewohnt, wenn ſie nach 
Elbing kamen: ſo Friedrich der Große, die 
Schwedenkönige Guſtav Adolf, Karl Guftav 
und Karl XII., Wladislaus von Polen und 
andere. 


Kirchenjubilänm. Am 29. Juli feierte die 
franzöſiſch- reformierte Gemeinde 
in Königsberg (Pr.) das 200jährige Be⸗ 
ſtehen ihres Gotteshauſes. Die Kirche wurde 
mit Ulnterſtützung Friedrich Wilhelms I. von den 
nach Oſtpreußen eingewanderten Refugiés 
errichtet und am 29. Juli 1736 geweiht. An 
die ehemalige franzöſiſche Kolonie Königsberg 
erinnern heute nur noch Familiennamen wie 
Dodillet, Dubosque u. a. 


Zinnfigurenmuſeum auf der Plaſſenburg. 
Das deutſche Zinnfiguren⸗Muſeum auf der 
Plaſſenburg bei Kulmbach ſoll in der 
nächſten Zeit beträchtlich erweitert werden. Man 
beabſichtigt, die einzelnen Schaubilder, die noch 
vervollſtändigt werden U nach geſchichtlichen 
Epochen zu ordnen. ie Erweiterung ſoll bis 
bis zum Frühjahr 1937 abgeſchloſſen ſein. Als 
Beitrag zur Heeresgeſchichte werden bis zu 
dieſem Zeitpunkt folgende Schaubilder vorbe⸗ 
reitet: Infanterietaktik im Dreißigjährigen Krieg 
und aus den einzelnen Jahren des Weltkrieges 
ſowie Kampfbilder von den einzelnen Kriegs⸗ 
ſchauplätzen, auf denen deutſche Truppen ge⸗ 
kämpft haben. Die Nachkriegszeit wird durch 
die Darſtellung von Paraden vor Hindenburg 
und dem Führer vertreten ſein. 
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